
 

STADT NEUSTADT AN DER AISCH 
 

NIEDERSCHRIFT ÜBER DIE ÖFFENTLICHE 
SITZUNG DES STADTRATES 

 

 
Sitzungsdatum: Mittwoch, 03.07.2024 
Beginn: 19.02 Uhr 
Ende 20.50 Uhr 
Ort: im Großen Sitzungssaal des Rathauses 

 

 

TAGESORDNUNG 
 
Öffentliche Sitzung 
 
1. Genehmigung der öffentlichen Niederschrift vom 12.6.2024 
  

2. Bericht des Bürgermeisters 
  

2.1 Vollsperrung der Ansbacher Straße, Neustadt a.d.Aisch  
in der Zeit von 29.07.2024 bis 02.09.2024 

  

2.2 Lieferung des Mittleren Löschfahrzeuges (MLF) für die Feuerwehren  
Ober- und Unternesselbach 

  

2.3 Dank an Wahlhelfer anlässlich der Europa- und Landratswahl 2024 
  

2.4 Veranstaltungen im Juli 
  

2.5 Bauleitplanung der Stadt Neustadt a.d.Aisch:  
Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 77  
"Sondergebiet Rewe-Markt Markgrafenstraße" 

  

2.6 Vorstellung des Hochwasserschutzkonzeptes im Stadtrat am 12.06.2024:  
Wortmeldung von Frau Kastelan 

  

2.7 Umfrage zur Neustädter Innenstadt jetzt auch Online 
  

3. Bauanträge / Vorbescheidsanträge 
  

3.1 Vorbescheidsantrag für die Nutzungsänderung einer Ladenfläche in einen Gebetsraum  
auf den Grundstücken Fl.Nrn. 2510/22 und 2510/23 der Gemarkung Neustadt a.d.Aisch 
(Schlesienstraße 11) 

  

3.2 Abweichungsantrag für den Aufbau einer Photovoltaikanlage auf dem Innenhofdach des 
Gebäudes Wilhelmstraße 1 und 3 (Flurnummer 45 der Gemarkung Neustadt a.d.Aisch) 

  

3.3 Denkmalschutzrechtlicher Erlaubnisantrag für die Errichtung eines Netzverteiler-
Schaltschranks vor dem Gebäude Nürnberger Straße 41  
(Einmündung Gartenstraße, Flurnummer 325 der Gemarkung Neustadt a.d.Aisch) 

  

4. Bauleitplanung der Stadt Neustadt a.d.Aisch; Aufstellung einer Einbeziehungssatzung  
Nr. 84 "Tagesklinik und Boardinghaus an der Röntgenstraße" –  
Billigung des Satzungsentwurfes, Beschluss zum weiteren Verfahren 

  

5. Bauleitplanung der Stadt Neustadt a.d.Aisch: Bebauungsplan Nr. 61 "Auf der Höhe III" - 
Abwägungsbeschlüsse zu den Stellungnahmen aus der öffentlichen Auslegung und 
Behördenbeteiligung (Teil 2), Beschlüsse zum weiteren Verfahren 

  

6. Bauleitplanung der Nachbargemeinden: 1. Änderung des Bebauungsplanes  



Sitzung des Stadtrates am 03.07.2024 Seite 2 von 22 
 

"Im Kleinen Feld III" des Marktes Ipsheim - Stellungnahme der Stadt Neustadt a.d.Aisch 
  

7. Anfragen 
  

 



Sitzung des Stadtrates am 03.07.2024 Seite 3 von 22 
 

Erster Bürgermeister Klaus Meier eröffnet um 19:02 Uhr die öffentliche Sitzung des Stadtrates, 
begrüßt die anwesenden Mitglieder des Stadtrates, die anwesenden Ortssprecher, die 
erschienenen Bürgerinnen und Bürger, sowie die Vertreter der Presse. Er trägt die 
Entschuldigungen vor und stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit fest. 
Einwendungen gegen die Tagesordnung werden nicht erhoben. 
 
 

ÖFFENTLICHE SITZUNG 
 

 
 SR/20240703/Ö1  

1 Genehmigung der öffentlichen Niederschrift vom 12.6.2024 
   

Beschluss: 
 
Die Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Stadtrates vom 12.6.2024 wird genehmigt. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 0   
 
 
   

2 Bericht des Bürgermeisters 
   
   

2.1 Vollsperrung der Ansbacher Straße, Neustadt a.d.Aisch  
in der Zeit von 29.07.2024 bis 02.09.2024 

 30.117.2024  

 
Mitteilung: 
 
Die Ansbacher Straße wird vom 29. Juli bis 2. September 2024 für den Straßenausbau  
voll gesperrt. Die Umfahrung ist vom Abzweig Parkstraße und Moltkestraße. 
 
Zur Kenntnis genommen  
 
   

2.2 Lieferung des Mittleren Löschfahrzeuges (MLF) für die Feuerwehren  
Ober- und Unternesselbach 

 30.116.2024  

 
Mitteilung: 
 
Am 30.05.2024 wurde das neue Mittlere Löschfahrzeug (Fahrgestell Iveco Daily 70C18, Aufbau 
Ziegler) für die Feuerwehren Ober- und Unternesselbach bei der Fa. Ziegler, Mühlau abgeholt.  
 
Der Grundsatzbeschluss der Stadt Neustadt a.d.Aisch wurde in der Stadtratssitzung am 
30.09.2020 und der finale Kauf in der Sitzung am 27.07.2022 gefasst.  
 
Die Kosten für Fahrgestell und Aufbau betrugen planmäßig 238.496,83 Euro brutto  
(beschlossen waren 239.643,98 Euro brutto) und  
die Beladung 62.917,99 Euro brutto (beschlossen waren 65.541,76 Euro brutto).  
Demzufolge konnten ca. 4000,00 Euro noch gespart werden. Erfreulich ist die inzwischen 
gestiegene Förderung von anfangs 51.500,00 Euro auf 73.580,00 Euro.  
 
Bis das neue Fahrzeug in den Einsatzdienst geht müssen noch ein paar Kleinigkeiten geklärt 
werden und die Abnahme durch den Kreisbrandrat erfolgen.  
 
Ein Termin für die Fahrzeugeinweihung wird noch bekanntgegeben.  
 
Zur Kenntnis genommen  
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2.3 Dank an Wahlhelfer anlässlich der Europa- und Landratswahl 2024 
 30.118.2024  

 
Mitteilung: 
 
Am Sonntag, den 9. Juni 2024 fanden die Europawahl und kurzfristig auch noch die Landratswahl 
des Landkreises Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim statt. Darüber hinaus fand am 23. Juni 2024 
noch die Stichwahl des Landrates bzw. der Landrätin statt.  
 
Die Stadt Neustadt a.d.Aisch hat hierzu 13 Urnenwahllokale und 6 Briefwahllokale gebildet. 
 
Für einen reibungslosen und ordnungsgemäßen Ablauf sorgten 164 ehrenamtliche Wahlhelfer und 
9 hauptamtliche Mitarbeiter der Stadtverwaltung, die den ganzen Tag zur Verfügung standen. 
 
Zur Kenntnis genommen  
 
   

2.4 Veranstaltungen im Juli 
 40.068.2024  

 
Mitteilung: 
 
Lange Kultur- und Einkaufsnacht am 5. Juli 
Einkaufen. Erleben. Genießen! Am ersten Freitag im Juli findet wieder die beliebte Lange Kultur- 
und Einkaufsnacht in Neustadt statt. Bis 23.00 Uhr haben viele Geschäfte in der Innenstadt 
geöffnet und locken mit attraktiven Angeboten und Aktionen. In der Wilhelmstraße stellen die 
Oldtimerfreunde wieder ihre Schmuckstücke aus. 
 
HonigBienenMarktPlatz am 13. Juli 
Auch in diesem Jahr bietet der Imkerverein Neustadt a.d.Aisch wie jedes Jahr eine breite Vielfalt 
an Honigprodukten und Infomaterial an. Auch der Imkerverein Mittlerer Aischgrund und der 
Imkerverein Oberer Ehegrund werden wieder mit einem Stand vertreten sein. Der regionale 
Bauernmarkt lockt wie jeden Samstag mit einer breiten Palette an regionalen Frischeprodukten. 
Die offizielle Eröffnung des Marktes durch ein Grußwort des Ersten Bürgermeisters Klaus Meier 
erfolgt um 11.00 Uhr. 
 
Kunst um die Bleich am 27. Juli 
Nach dem großen Erfolg im vergangenen Jahr findet auch in diesem Jahr wieder ein bunter 
Kunsthandwerkermarkt rund um die schöne Bleichanlage im Herzen Neustadts statt. Knapp 40 
Aussteller präsentieren ihre handgefertigten Objekte aus unterschiedlichsten Materialien. An vielen 
Ständen werden Vorführungen und Mitmachprogramm angeboten. Die offizielle Eröffnung ist um 
11.00 Uhr geplant. Ab 14.00 Uhr lädt der Seniorenrat zudem bei der Anlage neben dem 
Pulverturm zum Bocciaspielen ein und um 15.00 Uhr spielt der Posaunenchor für Sie ein 
Promenadenkonzert unter schattigen Bäumen. 
 
Zur Kenntnis genommen  
 
   

2.5 Bauleitplanung der Stadt Neustadt a.d.Aisch:  
Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 77  
"Sondergebiet Rewe-Markt Markgrafenstraße" 

 51.337.2024  

 
Mitteilung: 
 
Der Stadtrat war seitens der Verwaltung zuletzt am 21.02.2024 über den Sachstand in dem 
genannten Verfahren informiert worden, vgl. bitte Mitteilungsvorlage Nr. 51.304.2024. 
 
Da erneut Anfragen an die Verwaltung herangetragen worden waren, folgende Mitteilung: 
Die Angelegenheit stellt sich im Ergebnis leider unverändert dar. 
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Zu den zu klärenden wasserwirtschaftlichen Fragen war für die Firma Rewe zwar ein 
umfangreicher Behördentermin im Rathaus organisiert worden, bei der am 17.04.2024 umfassend 
die Sachlage erörtert wurde, aber leider fehlen noch die notwendigen Angaben des 
Unternehmens, um die Abwägungsbeschlüsse zur öffentlichen Auslegung vornehmen zu können. 
 
Auch hat sich die Firma Rewe noch immer nicht abschließend zu dem Durchführungsvertrag 
äußern können, der ziemlich genau seit einem Jahr im Entwurf vorliegt. 
 
Sobald die ausstehenden Rückmeldungen der Firma Rewe eingehen, wird das Verfahren dem 
Stadtrat erneut vorgelegt werden. 
 
Zur Kenntnis genommen  
 
   

2.6 Vorstellung des Hochwasserschutzkonzeptes im Stadtrat am 12.06.2024: 
Wortmeldung von Frau Kastelan 

 51.338.2024  

 
Mitteilung: 
 
In der Stadtratssitzung am 12.06.2024 war das Hochwasserschutzkonzept vorgestellt worden. 
Hierüber war in der Fränkischen Landeszeitung am 14.06.2024 unter dem Titel „Die Bach-
Bedrohung“ berichtet worden. Am Ende dieses Artikels war zu lesen: 
 
„Auch Lisa Kastelan (Grüne) stimmte zu, hatte aber auch noch eine Anmerkung ins Stammbuch 
des Rates: „Wir haben dort im möglichen Überschwemmungsgebiet wider besseren Wissens eine 
Baugenehmigung erteilt. Wir sollten auch selbst unsere Hausaufgaben machen“. 
 
Zu dieser Wortmeldung, die sich auf ein noch nicht realisiertes Doppelhaus im östlichen Teil der 
Parkstraße bezieht, folgende Informationen seitens der Verwaltung: 
 
Die Stadt „genehmigt“ hier nicht, Bauaufsichtsbehörde ist das Landratsamt. 
 
Die Einvernehmenserteilung des Stadtrates vom 06.04.2022 erfolgte im Rahmen eines 
Vorbescheidsantrages. 
 
Entscheidender Punkt ist aber der, dass das Wasserwirtschaftsamt zwar auf Grundlage der von 
der Behörde selbst erstellten Planungen für den Strahlbach festgestellt hat, dass das Doppelhaus 
im Einwirkungsbereich des Strahlbaches im „HQ-100-Fall“ liegt, aber nicht im abflusswirksamen 
Bereich. Das Wasserwirtschaftsamt hat ebenfalls ausgeführt, dass ein Retentionsausgleich nicht 
notwendig sei. Es wurde eine Höhenlage des Erdgeschossfußbodens festgelegt, um im 
Hochwasserfall Gefährdungen oder größere Sachschäden auszuschließen. 
 
In Folge dieser Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes erteilte das Landratsamt Neustadt 
a.d.Aisch – Bad Windsheim am 02.03.2023 den Vorbescheid. 
 
Die Verwaltung möchte den Sachverhalt in der genannten Weise richtigstellen, aber in erster Linie 
darauf hinweisen, dass die im vorgestellten Gutachten dargestellten Einwirkungsbereiche der 
Gewässer dritter Ordnung nicht automatisch eine Nichtbebaubarkeit von Innenbereichs-
grundstücken nach sich zieht. Es muss, wie im genannten Sachverhalt, zwischen dem 
abflusswirksamen Bereich und dem Einwirkungsbereich unterschieden werden und auch im 
Einzelfall festgelegt werden, ob ein durch die Bebauung verursachter Volumenausgleich notwendig 
ist oder nicht. 
 
Zur Kenntnis genommen  
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2.7 Umfrage zur Neustädter Innenstadt jetzt auch Online 
 42.063.2024  

 
Mitteilung: 
 
In Kooperation mit der Werbegemeinschaft NEA Aktiv und mit Unterstützung des Wirtschafts-
beauftragten des Stadtrates Herrn Richard Dollinger startete die Stadt Neustadt an der Aisch eine 
Umfrage zur Neustädter Innenstadt, die auch zusammen mit der Juni-Ausgabe des Rathausboten 
verteilt wurde und in den Geschäften in der Innenstadt ausliegt. Wir freuen uns bisher über einen 
großen Rücklauf an ausgefüllten Umfragebögen, was uns sehr dabei hilft, ein Stimmungsbild zu 
bekommen und dementsprechende Handlungsfelder für die Weiterentwicklung der Stadt zu 
bestimmen.  
Um eine noch umfangreichere Datengrundlage zu bekommen, steht die Umfrage seit 1. Juli auch 
online zur Verfügung. Diese ist auf der Startseite der städtischen Homepage www.neustadt-
aisch.de im Bereich „Aktuelles“ zu finden und kann schnell und unkompliziert ausgefüllt werden.  
 
Zur Kenntnis genommen  
 
 
2.8 Ehrung von Bernd Schnizlein durch Staatsminister Joachim Herrmann 
 BGM.047.2024  

 
Mitteilung: 
 
Erster Bürgermeister Meier berichtet über die Ehrung des Herrn Schnizlein durch Staatsminister 
Joachim Herrmann. Diese fand am 28.6.2024 in Erlangen statt. Herr Schnizlein wurde mit der 
Medaille für besondere Verdienste um die kommunale Selbstverwaltung in Silber ausgezeichnet. 
Erster Bürgermeister Meier gratuliert Herrn Schnizlein ganz herzlich. 
 
Zur Kenntnis genommen  
 
 
   

3 Bauanträge / Vorbescheidsanträge 
   
 SR/20240703/Ö3.1  

3.1 Vorbescheidsantrag für die Nutzungsänderung einer Ladenfläche in einen 
Gebetsraum auf den Grundstücken Fl.Nrn. 2510/22 und 2510/23 der Gemarkung 
Neustadt a.d.Aisch (Schlesienstraße 11) 

 51.331.2024  

 
Beschluss: 
 
Das Einvernehmen in einem späteren Baugenehmigungsverfahren wird in Aussicht gestellt, sobald 
in einem Schallschutzgutachten die Einhaltung der Richtwerte für ein Wohngebiet nachgewiesen 
werden. Hiermit ist die Vereinbarkeit mit dem Gebietscharakter des Allgemeinen Wohngebietes 
nachzuweisen. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 0   
 
 
 SR/20240703/Ö3.2  

3.2 Abweichungsantrag für den Aufbau einer Photovoltaikanlage  
auf dem Innenhofdach des Gebäudes Wilhelmstraße 1 und 3  
(Flurnummer 45 der Gemarkung Neustadt a.d.Aisch) 

 51.332.2024  

 
Beschluss: 
 

Der beantragten Abweichung wird aufgrund der kaum sichtbaren Lage der Dachfläche 
ausnahmsweise zugestimmt.  

http://www.neustadt-aisch.de/
http://www.neustadt-aisch.de/
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Die Module sind so anzubringen, dass die Anlage von der Wilhelmstraße aus (bei Aufenthalt auf 
der öffentlichen Verkehrsfläche) nicht sichtbar ist. 
Die gestalterischen Auflagen in § 11 Abs. 4 b der Baugestaltungssatzung sind zu beachten. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 0   
 
 
 SR/20240703/Ö3.3  

3.3 Denkmalschutzrechtlicher Erlaubnisantrag für die Errichtung eines  
Netzverteiler-Schaltschranks vor dem Gebäude Nürnberger Straße 41  
(Einmündung Gartenstraße, Flurnummer 325 der Gemarkung Neustadt a.d.Aisch) 

 51.333.2024  

 
Beschluss - Alternative A: 
 

Der Stadtrat schließt sich der Auffassung des Baugestaltungsbeirats an und lehnt auch als 
Eigentümerin des Gebäudes den Antrag ab, da der Schaltschrank massiv die Erscheinung des 
ehemaligen Lazarettgebäudes und damit Belange des Denkmalschutzes beeinträchtigt.  
Der Netzverteiler ist nach Abstimmung mit der Stadt (diesmal vor Ausführung) zu versetzen. 
 

Abstimmungsergebnis Ja 10  Nein 9   
Aufgrund des bereits für Alternative A erfolgten Mehrheitsbeschlusses wurde über die weiteren 
Alternativen kein Beschluss gefasst, diese hätten gelautet:  
 
Alternative B: 
 
Auch wenn die Ausführung vor Genehmigung stets zu missbilligen ist, stellt der Stadtrat die 
gestalterischen Bedenken zur Förderung des Glasfaserausbaus zurück und stimmt dem Antrag mit 
der Maßgabe zu, dass der Schaltschrank einem dem Zaun angepassten Farbton gestrichen wird. 
 
Alternative C: 
 
Auch wenn die Ausführung vor Genehmigung stets zu missbilligen ist, stellt der Stadtrat die 
gestalterischen Bedenken zur Förderung des Glasfaserausbaus zurück und stimmt dem Antrag in 
der vorgelegten Form zu. 
 
 
 SR/20240703/Ö4  

4 Bauleitplanung der Stadt Neustadt a.d.Aisch;  
Aufstellung einer Einbeziehungssatzung Nr. 84  
"Tagesklinik und Boardinghaus an der Röntgenstraße" -  
Billigung des Satzungsentwurfes, Beschluss zum weiteren Verfahren 

 51.330.2024  

 
Beschluss: 
 
1) Der Stadtrat billigt den Entwurf der Einbeziehungssatzung Nr. 84  

„Tagesklinik und Boardinghaus an der Röntgenstraße“ (Stand Mai 2024). 
 
Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 0   
 
 

2) Die Verwaltung wird beauftragt, den Satzungsentwurf öffentlich auszulegen und die 
Behördenbeteiligung durchzuführen. 

 
Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 0   
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 SR/20240703/Ö5  

5 Bauleitplanung der Stadt Neustadt a.d.Aisch: Bebauungsplan Nr. 61 "Auf der Höhe 
III" – Abwägungsbeschlüsse zu den Stellungnahmen aus der öffentlichen 
Auslegung und Behördenbeteiligung (Teil 2), Beschlüsse zum weiteren Verfahren 

 51.335.2024  

 
Beschluss: 
 
A. Behandlung der Stellungnahmen der Öffentlichkeit: 
 
A.27 Stellungnahme Privatperson 27: 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Die Vermutung, wonach der Bebauungsplan Nr. 61 „Auf der Höhe III“ in seinem Umfang dem Bau 
eines neuen Stadtgebietes entspräche, ist völlig unzutreffend. Im Gegenteil: zwei bestehende 
Straßen, die seit den 1970er Jahren ohne städtebaulichen Abschluss enden, werden durch die 
vorliegende Planung vervollständigt und abgerundet. Der Begriff „Raumkonzept“ mag in 
Fachkreisen bekannt sein, beschreibt jedoch keinen für dieses Verfahren relevanten 
Planungsschritt. Die Stadt Neustadt a.d.Aisch hat in vorbildlicher Weise im Jahr 2006 einen 
Rahmenplan für die weitere Entwicklung im Neustädter Osten erarbeiten lassen. Aufbauend auf 
diesem Rahmenplan wurde der Flächennutzungsplan (vorbereitende Bauleitplanung) nach § 3 und 
§ 4 BauGB geändert. Das Verfahren bot allen Bürger und Behörden die Möglichkeit, Einsicht zu 
nehmen und Einwände vorzutragen. Aufbauend auf der Flächennutzungsplanung wurde der 
Bebauungsplan (verbindliche Bauleitplanung) erstellt. Der lange Zeitraum zwischen 
Rahmenplanung und Bauleitplanung hat vielfältige Gründe, die aber in ihrer Langfristigkeit dem 
entsprechen, was seitens der Landes- und Regionalplanung gewünscht wird, nämlich eine 
vorausschauende Planung, die nicht nur die Reaktion auf kurzfristige Bedarfe darstellt. Es kann 
von niemandem behauptet werden, dass er von dieser Planung überrascht wurde. 
Die Aussagen zu Raumbedarfen, Förderungen seitens der Regierung, sowie Bedingungen für 
Neu- und Anbauten, sind allesamt nicht zutreffend und offensichtlich aus unterschiedlichen, nicht 
harmonierenden Quellen zusammengestellt. 
Die Zuwegungen zur Klinik und zum BRK sind barrierefrei, andere Behauptungen oder Annahmen 
sind nicht korrekt. Darüber hinaus hat dies mit dem Bebauungsplan Nr. 61 „Auf der Höhe III“ nichts 
zu tun.  
Katastrophenschutzbehörden sind die Kreisverwaltungsbehörden, sie arbeiten mit den im 
Katastrophenschutz mitwirkenden Einsatzorganisationen und den im Einzelfall betroffenen 
Behörden, Organisationen und sonstigen Stellen zusammen. Kern dieser Aufgabe ist es, 
Katastrophen abzuwehren und die dafür notwendigen Vorbereitungsmaßnahmen zu treffen, was 
sich jedoch nicht auf städtebauliche Strukturen oder Bauleitpläne erstreckt.  
Rettungsfahrzeuge bewegen sich ohne Schwierigkeiten im normalen Straßenverkehr. Seitens des 
Rettungsdienstes wurden bisher keine Behinderungen festgestellt.  
Die Entwässerungsplanung ist bei den Kommunalbetrieben in Bearbeitung und Gegenstand der 
späteren Erschließungsplanung. Im Bebauungsplan werden Flächen für 
Regenwasserrückhaltungen vorgesehen. 
Die vorliegende Planung weist keine Konflikte mit dem Integrierten Städtebaulichen 
Entwicklungskonzept (ISEK) auf. Alle aufgeführten Planungsziele stehen nicht in Widerspruch zum 
vorliegenden Bebauungsplan. Die Stadt stellt in der Stellungnahme zum wiederholten Mal ein 
grundsätzliches Verständnisproblem fest: Die Verästelung eines Straßensystems führt von großen, 
stark befahrenen Straßen, an denen auch Fahrradwege von Bedeutung sein können, zu immer 
schmäleren und weniger befahrenen Straßen, in denen dann auch die Anforderungen 
entsprechend niedriger sind. Die Anforderungen an eine Bundesstraße oder an eine 
Haupterschließungsstraße sind nicht mit den Anforderungen an eine Wohnstraße zu vergleichen. 
Wie von der Unteren Naturschutzbehörde im Landratsamt im Rahmen der Auslegung festgestellt, 
entspricht der Umgriff der 2018 erstellten speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung nicht 
vollständig dem jetzigen Umgriff. Hierzu sind Nachuntersuchungen beauftragt. Eine Gartenparzelle 
mit einzelnen Bäumen als Wald zu bezeichnen, ist nicht zutreffend. Der Eingriff, sofern eine 
Kompensation erforderlich ist, wird Gegenstand der weiteren Planungen sein. Die 
Beeinträchtigung durch den notwendigen Eingriff wird nicht als erheblich angesehen. Unabhängig 
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davon sind Ersatzmaßnahmen für bedrohte Tierarten nach der speziellen artenschutzrechtlichen 
Prüfung (saP) möglich und werden bei Bedarf umgesetzt werden. 
Die vermuteten Verstöße gegen vergaberechtliche Vorschriften sind unbegründet und haltlos. Die 
für diese Abwägung relevanten Vergaben entsprechen deutschem Vergaberecht, die VOB regelt 
hingegen die Vergabe von Bauleistungen, nicht von Planungsleistungen. Alle weiteren Zitate aus 
der VOB sind nicht einschlägig und werden im Weiteren nicht behandelt.  
Die vorliegende Planung basiert auf der Rahmenplanung von 2006 und der 5. Änderung des 
Flächennutzungsplanes aus dem Jahr 2006. Die zitierten Aussagen des ISEK stehen dazu nicht 
im Widerspruch, bei den bis in die Bebauung hineingreifenden Strukturen handelt es sich um die 
vorhandenen Heckenbiotope, die in der vorliegenden Planung erhalten bleiben. Stattdessen würde 
die auch in dieser Stellungnahme geforderte „Ostspange“ die Hügelkuppen im Bereich 
Kleinerlbach und die wertvollen, biotopkartierten Heckenstrukturen südöstlich des 
Planungsgebietes durchschneiden. 
Im Bebauungsplan wird die abschließende Zusammenfassung der schalltechnischen 
Untersuchungen zitiert, diese beruft sich auf die beiden in den Literaturhinweisen angegebenen 
Urteile des Bundesverwaltungsgerichtshofes (BVerwG 4A 18.04, vom 17.3.2005 und BVerwG 3C 
18.07, vom 13.3.2008).  
Alle Teile der Einwendung, die sich auf das Verkehrskonzept, den Bebauungsplan Nr. 68 „Klinik“ 
und den Bebauungsplan Nr. 79 „BRK“ beziehen, sind bereits im Rahmen dieser Verfahren 
abgearbeitet worden und sind nicht Gegenstand der Abwägung zum Bebauungsplan Nr. 61 „Auf 
der Höhe III“. 
Die Stellungnahme führt, abgesehen von der ohnehin bereits beauftragten Ergänzung der 
artenschutzrechtlichen Prüfung, zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 17  Nein 0   
SRM Bauereiß und SRM Müller waren bei diesem Beschluss abwesend. 
 
 
A.28 Stellungnahme Privatperson 28: 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Da die Stellungnahme auf die unter Abschnitt A.11 abgewogene Einwendung verweist, gelten die 
beschlossenen Inhalte auch für die Äußerung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 17  Nein 0   
SRM Jutta Bauereiß und SRM Alexander Müller waren bei diesem Beschluss abwesend. 
 
 
A.29 Stellungnahme Privatperson 29: 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Sich bei der Begründung des Wunsches, ein benachbartes Baugebiet solle nicht errichtet werden, 
auf Art. 2 Abs. 1 des Grundgesetzes zu berufen, kann nicht als einschlägig erkannt werden:  
„Art.2 Abs.1 GG: Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht 
die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das 
Sittengesetz verstößt“. Auch in Verbindung mit der Straßenverkehrsordnung lässt sich daraus kein 
Verbotstatbestand für die Entwicklung von Baugebieten oder Bauplätzen ableiten. Es gilt seitens 
des Einwenders zu bedenken, dass das Grundgesetz auch schon in den 1970er Jahren, beim Bau 
der Wohnhäuser in Paracelsusstraße und Sauerbruchstraße, bestand. Alle Anlieger der genannten 
Straßen verursachten mit ihren Bauvorhaben Belastungen für Anlieger anderer 
Erschließungsstraßen wie dem Mühlgründlein, der Nürnberger- oder in der Bamberger Straße und 
müssen dies bei neuen Entwicklungen ebenfalls erdulden. 
Durch das zu erwartende erhöhte Verkehrsaufkommen im Zuge der Entwicklung des Baugebietes 
Nr. 61 „Auf der Höhe III“ werden keine unzumutbaren Belastungen für die Anlieger in der 
Paracelsusstraße und der Sauerbruchstraße entstehen, dies belegen die vorliegenden 
Lärmgutachten, auch wenn hier bisher von ca. 40 anstatt rund 62 Wohnhäusern ausgegangen 
wurde. 
Die Zufahrt von Rettungsfahrzeuge zur Klinik erfolgt nicht über die Sauerbruchstraße. 
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Die Anbindung des Quartiers über die im Verkehrsgutachten lediglich grundsätzlich untersuchte 
„Ostspange“ wurde seitens des Stadtrates abgewogen und mehrfach abgelehnt. Die funktionalen 
Mängel, die Probleme bei Besitzverhältnissen, die Baukosten, die Eingriffe in die Landschaft, die 
bautechnischen Nachteile und das Konterkarieren bisheriger städtischer Planungen samt 
entstehender Schadensersatzforderungen wiegen zu schwer, als dass eine Weiterverfolgung 
dieses Ansatzes vertretbar wäre. 
Für eine Gefährdung von Fahrradfahrern im Bestand und in Zukunft, gibt es bislang keine 
Anhaltspunkte. Bei einer Zunahme des Fahrradverkehrs in späteren Jahren können Maßnahmen 
durchgeführt werden, beispielsweise die Markierung von Fahrradschutzstreifen. 
Die Stadt bzw. die vorliegende Planung sind nicht dafür verantwortlich, dass in der 
Sauerbruchstraße unübersichtliche Zufahrten in Grundstücke gebaut wurden. Es müsste im 
Einzelfall geklärt werden, ob diese unübersichtlichen Situationen baurechtlich zulässig waren bzw. 
sind. 
Die Benutzung des Straßenraumes der Sauerbruchstraße wird sich im Zuge der geplanten 
Baugebietserweiterung verändern müssen. 
Von Seiten des Ingenieurbüros Strunz wurde zu Zeitpunkt und Umfang der Verkehrszählung 
folgende Stellungnahme abgegeben:  
„Die Verkehrsdaten wurden am Donnerstag, den 22.07.2021 per Videoaufzeichnung über 24 
Stunden erhoben und anschließend von der Firma GEOVISTA ausgewertet. Neben den 
verschiedenen Fahrzeugarten (Kraftrad, Pkw, Bus, Lieferwagen, Lkw und Lastzug) wurden auch 
Radfahrer und Fußgänger separat erfasst. 
Aufgrund von Einwänden seitens der Anwohner des Mühlgründlein, dass die gewählte Zähldauer 
von 24 Stunden zu kurz sei und außerdem unter coronabeeinflussten Bedingungen gezählt wurde 
und daher die erhobenen Daten damit nicht als repräsentativ angesehen werden können, hat die 
Firma GEOVISTA dazu eine schriftliche Stellungnahme abgegeben, in der es heißt, dass die 
Zählzeitpunkte und Zähldauern sich im Allgemeinen nach den Empfehlungen für 
Verkehrserhebungen (EVE) der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV) 
richten. Repräsentative Zählungen finden in der Regel immer außerhalb der Schulferien an einem 
Dienstag, Mittwoch oder Donnerstag statt. Die Zähldauer reicht von 2 x 4 Stunden über 13, 14 und 
16 Stunden bis hin zu 24 Stunden. Die Erfahrungen beim Vergleich von mehrtägigen Erhebungen 
haben gezeigt, dass sich die Daten der einzelnen Zähltage nur geringfügig voneinander 
unterscheiden. Das heißt, die Relation zwischen den höheren Kosten für längere oder mehrtägige 
Zählungen und dem Gewinn einer möglicherweise größeren Aussagekraft der Daten steht in 
keinem Verhältnis zueinander. 
Auch mögliche coronabedingte Effekte sind nach allgemeiner Fachmeinung vernachlässigbar. Das 
haben auch die in der Regel alle 5 Jahre stattfindenden bundesweiten Verkehrszählungen an 
klassifizierten Straßen bestätigt. Turnusgemäß hätten diese Zählungen im Jahr 2020 durchgeführt 
werden sollen. Diese Aktion wurde wegen der Hochzeit der Corona-Pandemie abgesagt und auf 
2021 verschoben. Laut Aussage der zuständigen Verwaltungen hatte sich der Straßenverkehr im 
Vergleich zu 2020 im Jahr 2021 wieder weitgehend normalisiert. Daher können auch unter diesem 
Gesichtspunkt die Zählungen der Firma GEOVISTA vom 22.07.2021 als repräsentativ gelten“.  
Die Behauptung, die Verkehrszählung von GEOVISTA vom 22.7.2021 wäre nicht korrekt, weil sie 
dem Leitfaden der Bundesanstalt für Straßenwesen (bast) nicht entsprechen würde, ist falsch. Auf 
der Internetseite der bast wird lediglich ein Leitfaden vorgestellt, der die ständigen Messungen des 
Bundes an seinen Fernstraßen hinsichtlich der Verwendung eines Seitenradars untersucht. Weder 
sind die Untersuchungsergebnisse fehlerhaft, noch die Büros der Aufgabe nicht gewachsen. 
Auch die Sauerbruchstraße wurde im Lärmgutachten berechnet und dargestellt und zwar auf S.39 
und S.40 für den Planfall tags und den Planfall nachts. Es darf hier beispielhaft auf die sehr 
niedrigen Nacht-Werte im Rückbereich der Häuser hingewiesen werden, die unter 35 dB(A) liegen, 
was etwa dem Rascheln von Blättern entspricht. An den Zählstellen Paracelsusstraße Nord (Q6 
und K10) wurde der Verkehr für die nördliche Paracelsusstraße und damit auch für die 
Sauerbruchstraße erfasst.  
Das Verkehrsgutachten erarbeitete in einer Analysephase die Grundlagen und orientierte sich im 
Weiteren an umsetzbaren Verbesserungen. Der Stadtrat hat hierzu mehrfach seine 
Entscheidungen getroffen. 
Es ist aktuell keine Erweiterung des Baugebietes „Auf der Höhe III“ nach Osten geplant, auch 
wenn der Flächennutzungsplan diese Möglichkeit eröffnen würde.  
Die Steigerung des ÖPNV-Verkehrs ist seitens der Staatsregierung gewünscht, allerdings muss 
dies auch wirtschaftlich umsetzbar sein. Busse können in einer Stadt mit knapp 14.000 
Einwohnern nicht bis in die letzte Wohnstraße fahren. 



Sitzung des Stadtrates am 03.07.2024 Seite 11 von 22 
 

Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 17  Nein 0   
SRM Jutta Bauereiß und SRM Alexander Müller waren bei diesem Beschluss abwesend. 
 
 
A.30 Stellungnahme Privatperson 30: 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Die Behauptung, die Einwendungsfrist gegen den Bebauungsplan bzw. die drei Bebauungspläne 
sei Mitte bzw. Ende Sommerferien ausgelaufen, ist schlichtweg falsch. Die Fristen liefen bis zum 
23.9.2022. Es wurde allen Bürgern ausreichend Zeit zur Einsichtnahme und Äußerung gegeben. 
Da die Bebauungspläne in einem räumlichen Zusammenhang stehen, sah die Stadt es als Vorteil 
für die Bürger an, die Verfahren parallel in die Auslegung bzw. die frühzeitige Beteiligung der 
Öffentlichkeit zu bringen. Bei einer zeitlichen Aufteilung der Verfahren wäre der Vorwurf 
naheliegend, die Stadt wolle mit einer Aufteilung den Zusammenhang verschleiern. 
Es ist wenig nachvollziehbar, wie ein Wohnbaugebiet mit dem Begriff Naherholungsgebiet in 
Zusammenhang gebracht worden sein soll. Diese Verknüpfung entbehrt jeder Grundlage. Es darf 
auf die 5. Änderung des Flächennutzungsplanes aus dem Jahr 2006 verwiesen werden, als auch 
auf Vorgängerfassung des FNP der Stadt Neustadt aus dem Jahr 1996.  
Die Behauptung, es würden drei neue Wohnsiedlungen geplant, die über die Paracelsusstraße 
erschlossen werden, ist falsch. 
Die schalltechnischen Untersuchungen werden hinsichtlich der ausgelegten Größe des BP Nr. 61 
aktualisiert. Es wird erneut von einem zusätzlichen weiteren Baugebiet gesprochen. Dazu liegen 
keine Planungen vor. 
Die B 8 und B 470 befinden sich in so großer Entfernung, dass rechnerisch keine Einwirkungen 
nachzuweisen sind. Bei entsprechender Windrichtung können Immissionen weitergetragen 
werden. Dies ist aber rechnerisch nicht bewertbar und führt nicht zur Notwendigkeit von 
schallschützenden Maßnahmen. Es möge bedacht werden, dass eine Vielzahl von Wohnhäusern 
deutlich näher an der B 8 und B 470 liegen und somit dort höhere Werte vorliegen. 
Die schalltechnischen Untersuchungen basierten auf der Zählung vom 22.7.2021. Zählungen 
können nicht ständig aktualisiert werden. Ein status quo zum Start der Planung muss akzeptiert 
werden. 
Bei der „Ostspange“ handelt es sich um einen theoretischen Ansatz. Tatsächlich stehen die 
notwendigen Grundstücke nicht zur Verfügung. Die Führung einer öffentlich gewidmeten Straße in 
bzw. über das Klinikgelände werden die notwendigen Grundstücke nicht zur Verfügung gestellt. 
Die Entwässerungsplanung ist bei den Kommunalbetrieben in Bearbeitung und Gegenstand der 
späteren Erschließungsplanung. Im Bebauungsplan werden Flächen für 
Regenwasserrückhaltungen vorgesehen. 
Der Bau von Zisternen mit 6 cbm Fassungsvermögen wurde festgesetzt (B Festsetzungen durch 
Text Punkt 1.6). In der Begründung zum Bebauungsplan wird unter Punkt 1.7 (S.15) das geplante 
Entwässerungskonzept erläutert. 
Der nachfolgende Satz in der Begründung, der Bau der Zisternen wäre freigestellt, wird korrigiert. 
Es ist richtig, dass das Planungskonzept mehrfach geändert wurde. Zuerst konnte die Stadt ein 
weiteres wesentliches Grundstück hinzuerwerben. Daraufhin wurde die Dichte des Quartiers 
erhöht und ein Geschosswohnungsbau vorgesehen, der zu einer sozialen Durchmischung und 
höheren Ausnutzung der Fläche führen sollte. Die damals anvisierten ca. 80 Wohneinheiten 
wurden in einem weiteren Schritt zur Auslegung auf 62 reduziert, um die Anlieger nicht zu 
überfordern. Um noch erschwingliche Grundstücksgrößen zu erhalten, wurde in der ausgelegten 
Fassung verstärkt auf Reihenhäuser gesetzt. 
Es wird der Vermutung widersprochen, die Besucherstellplätze im Planungsgebiet wären auf ein 
Mindestmaß beschränkt. Die Stadt Neustadt hat nicht vor, ein „autogerechtes Wohngebiet“ zu 
entwickeln. 
Die Vermutung, der Stadt würde es um das „schnelle Geld“ gehen wird zurückgewiesen. Bei den 
vorliegenden Anfragen nach Bauplätzen ist die Realisierung von 62 Wohneinheiten nach 
mehrjähriger Vorplanungsphase für viele Bewerber eine langersehnte Entwicklung. 
Ein Kindergarten befindet sich in der Nachbarschaft, Kosten für den Bau einer Planungsidee kann 
weder in den Haushalt der Stadt eingestellt noch können Fördermittel dafür beantragt werden. 
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Mit der sog. „Ostspange“ hat sich der Stadtrat mehrfach und vor allem intensiv bei Beratung und 
Verabschiedung des Verkehrskonzeptes und bei Behandlung der umfangreichen 
Bürgereinwendungen befasst. Hierbei hat sich klar herausgestellt, dass eine nicht allzu große 
Entlastungswirkung oder durch die Durchgängigkeit eventuell sogar entstehende Mehrbelastung 
der Paracelsusstraße und Sauerbruchstraße nur mit einer erheblichen Landschaftszerschneidung, 
massiven Eingriffen in die vorhandene Topographie, Beseitigung von bestehenden Grünstrukturen, 
unangemessenen finanziellen Aufwendungen und Belastungen für das Baugebiet Klinger 
einhergehen würde und daher mehrfach mit klarer Mehrheit beschlossen, die „Ostspange“ nicht 
weiter zu verfolgen. 
Mit der 5. Änderung des Flächennutzungsplanes im Jahr 2006 wurde die in der Rahmenplanung 
aus dem gleichen Jahr angedachte Entwicklung im Neustädter Osten verankert. Bereits in der 
vorhergehenden Fassung des Flächennutzungs- und Landschaftsplanes aus dem Jahr 1996 war 
die Weiterentwicklung des Baugebietes an der Paracelsusstraße und der Sauerbruchstraße 
vorgesehen gewesen. 
Das zukünftige Verkehrsaufkommen der „sonst so ruhigen“ Paracelsusstraße wird sich erhöhen 
(siehe Planfall der schalltechnischen Entwicklung), jedoch wird durch die hinzukommenden 
62 Wohneinheiten der Umfang des Verkehrs keine gesundheitsgefährdenden Immissionen 
herbeiführen. Die Straße dient jedoch der Erschließung und ist nicht der geeignete Ort als 
Kinderspielfläche.  
Das Büro GEOVISTA, hat die Verkehrszählung am 22.7.2021 im Auftrag der Stadt durchgeführt. 
Bereits zur Veröffentlichung des Verkehrsgutachtens erläuterte das Büro die Vorgehensweise und 
den Umgang mit Corona-Zahlen. In Anbetracht des vorhandenen Interpretationsspielraumes geht 
die Stadt davon aus, dass den Erläuterungen der Fachfirma für Verkehrszählungen vertraut 
werden kann und die Abweichungen durch Corona, Homeoffice und ggf. eingeschränkte 
Besuchsmöglichkeiten der Klinik nicht zu relevanten Änderungen der Datenbasis und damit der 
Auswertungen in den schalltechnischen Untersuchungen führen. 
Die Organisation des öffentlichen Personen-Nahverkehrs ist nicht Sache von Bebauungsplänen. 
Hier können maximal Haltepunkte vorgesehen oder entsprechende Aufstellmöglichkeiten 
berücksichtigt werden. Für den Bebauungsplan Nr. 61 „Auf der Höhe III“ sind aus Sicht des 
Stadtrates keine Änderungen veranlasst, im B-Plan Nr. 68 „Klinik“ ist es sinnvoll, die Darstellung 
eines Haltepunktes vorzusehen. 
Die Kritikpunkte an den Bebauungsplänen Nr. 68 und Nr. 79 werden zur Kenntnis genommen sind 
aber nicht Bestandteil der Abwägung des Bebauungsplanes Nr. 61. Dies gilt auch für die 
Leistungsfähigkeit der Kreuzung Bamberger Straße / Mühlgründlein  
Die Verknüpfung des Verkehrsgutachtens mit den Bebauungsplänen Nr. 68 und Nr. 79 und die 
damit verbundenen Kritikpunkte werden zur Kenntnis genommen, sind aber nicht Bestandteil der 
Abwägung des Bebauungsplanes Nr. 61 „Auf der Höhe III“. 
Die Aussage des Verkehrsgutachtens zur Kalibrierung der Modellrechnungen wurde falsch 
verstanden. Seitens der Gutachter war damit gemeint, dass die Verkehrsannahmen in der 
Modellrechnung sehr hoch gegriffen waren und sich damit „an der oberen Grenze des 
Toleranzspielraumes“ bewegten. Das Ingenieurbüro Strunz wollte damit die eigenen 
Modellberechnungen relativieren und befand, sie wären „absolut gesehen nicht unerheblich, relativ 
betrachtet jedoch als moderat einzustufen“. Daraus die Behauptung zu extrahieren, die Verkehre 
aus der baulichen Entwicklung von BP Nr. 61 würden zu unzumutbaren Auswirkungen führen, ist 
nicht korrekt. 
In der ausgelegten Planung wird der gesamte Verkehr des neuen Baugebietes sowie des 
Bestandes der Paracelsusstraße Nord samt Nebenstraßen über die Paracelsusstraße geleitet (863 
KFZ/24 Std.) Es wird vermutet, dieser Verkehr führe komplett über das Mühlgründlein. Dieser 
Auffassung wird widersprochen, da die Paracelsusstraße wesentliche Teile des Verkehrs zur 
Nürnberger Straße oder über die Weiße Marter führt.  
Die Leistungsfähigkeit der Einmündung des Mühlgründleins in die Bamberger Straße hängt, wie 
schon im Verkehrsgutachten ausgeführt, von der bevorrechtigten und stärker befahrenen 
Bamberger Straße ab. Die Wartezeiten (in Stoßzeiten) resultieren nicht aus dem 
Verkehrsaufkommen des Mühlgründleins, sondern aus dem der Bamberger Straße. Der Verkehr 
aus dem Quartier ist dafür also nicht ausschlaggebend.  
Dem erneut vorgetragenen Wunsch eine Anbindung des ganzen Quartiers an die B 8 über das 
Grundstück der Klinik und durch die Ausgleichsflächen und einen Privatgarten im Baugebiet 
Klinger zu schaffen, kann aus vorgenannten Aspekten nicht verfolgt werden. Alle 
Baukostenberechnungen und Finanzierungsüberlegungen ändern nichts an der fehlenden 
Umsetzbarkeit dieser Vorstellung. 
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Die Stellungnahme führt, abgesehen zum Begründungsteil hinsichtlich Zisternen, zu keiner 
Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 0   
 
 
A.31 Stellungnahme Privatperson 31: 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Die Auslegungsfristen liefen bis zum 23.9.2022. Es wurde allen Bürgern ausreichend Zeit zur 
Einsichtnahme gegeben, die gesetzlichen Bestimmungen des Baugesetzbuches wurden beachtet. 
Da die Bebauungspläne in einem räumlichen Zusammenhang stehen, sah die Stadt es als Vorteil 
für die Bürger an, die Verfahren parallel in die Auslegung bzw. die frühzeitige Beteiligung der 
Öffentlichkeit zu bringen. Bei einer zeitlichen Aufteilung der Verfahren wäre der Vorwurf 
naheliegend, die Stadt wolle mit einer Aufteilung den Zusammenhang verschleiern. 
Mit der sog. „Ostspange“ hat sich der Stadtrat mehrfach und vor allem intensiv bei Beratung und 
Verabschiedung des Verkehrskonzeptes und bei Behandlung der umfangreichen 
Bürgereinwendungen befasst. Hierbei hat sich klar herausgestellt, dass eine nicht allzu große 
Entlastungswirkung oder durch die Durchgängigkeit eventuell sogar entstehende Mehrbelastung 
der Paracelsusstraße und Sauerbruchstraße nur mit einer erheblichen Landschaftszerschneidung, 
massiven Eingriffen in die vorhandene Topographie, Beseitigung von bestehenden Grünstrukturen, 
unangemessenen finanziellen Aufwendungen und Belastungen für das Baugebiet Klinger 
einhergehen würde und daher mehrfach mit klarer Mehrheit beschlossen, die „Ostspange“ nicht 
weiter zu verfolgen. Es können keine Fördermittel für Trassenplanungen beantragt werden, deren 
Grundlage nicht gesichert ist. 
Tatsächlich handelt es sich bei dem vorliegenden Planungsgebiet um einen „Außenbereich im 
Innenbereich“, d.h. die Fläche ist planungsrechtlich nicht ohne die Erstellung eines 
Bebauungsplanes bebaubar, der „Außenbereich“ ist aber zu großen Teilen von bestehender 
Bebauung umschlossen, deshalb „Innenbereich“. Die Stadt möchte mit der Entwicklung der 
vorliegenden Fläche ein erneutes Ausufern von Bauflächen in die freie Landschaft vermeiden. 
Die Stadt Neustadt entwickelte im Jahr 2006 einen Rahmenplan für die weitere Entwicklung im 
Neustädter Osten. Aufbauend auf diesem Rahmenplan wurde der Flächennutzungsplan 
(vorbereitende Bauleitplanung) nach § 3 und § 4 BauGB geändert. Dies bereitete die Aufstellung 
des vorliegenden Bebauungsplanes vor.  
Die Anwendung des § 13 b BauGB ist durch die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes 
Geschichte, insofern geht der Einwand mittlerweile ins Leere. 
Es gibt keine Vorgaben für die Bauleitplanung, wie städtebauliche Strukturen auf Katastrophen 
eingehen sollen oder können, dies gilt insbesondere, wenn nicht dargelegt wird, welche Arten von 
„Katastrophen“ gemeint sind. 
In der Sauerbruchstraße können aufgrund des jetzigen Bestands keine hohen 
Verkehrsbelastungen entstehen. In der Verkehrszählung am Messpunkt Paracelsusstraße Nord 
sind alle Verkehrsbewegungen nördlich der Klinik erfasst, also auch jene der Sauerbruchstraße. 
Es besteht inhaltlich und auch formal keine Notwendigkeit, eine isolierte Messung in der 
Sauerbruchstraße vorzunehmen. 
Die Parkierung hat auf den eigenen Grundstücken stattzufinden. Der auf der Ostseite unbebaute 
Stich mag dazu verleitet haben, die Verkehrsfläche auch zu Parkierungszwecken zu nutzen, 
begründet jedoch kein Recht, dies auch weiterhin tun zu können. Die Stichstraße muss zukünftig 
ausschließlich der Erschließung dienen, und zwar auf allen Seiten. 
Die zukünftige Ausbildung von Straßenniveau und Gehwegen kann mit Tiefborden oder Rinnen 
erfolgen, so dass eine einfachere Fortbewegung für Rollstuhlfahrer oder Rollatoren möglich ist, 
allerdings muss die Straßenentwässerung ebenfalls zuverlässig funktionieren. Dazu sind 
wasserführende Kanten und/oder Rinnen notwendig. Die genaue Planung der Gefälle und 
Oberflächenentwässerung erfolgt in der Tiefbauplanung, die nicht Bestandteil der Bauleitplanung 
ist. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 0   
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A.32 Stellungnahme Privatperson 32: 
 
Nur zur Kenntnis ohne Beschlussfassung: 
 
Die Stellungnahme beurteilt alle Entwicklungen positiv. Es ist keine Beschlussfassung notwendig, 
im Zuge der Abwägung muss aber auch eine positive Rückmeldung veröffentlicht werden. Es wird 
insbesondere auf das Heranrücken der Wohnbebauung an die Klinik hingewiesen und das damit 
verbundene Wissen um die Nähe mit möglichen Rettungseinsätzen oder auch Rettungsflügen des 
Hubschraubers. Es wird den Deutschen die Weltmeisterschaft im Verhindern von 
Planungskonzepten bescheinigt. Es lägen keine Informationen darüber vor, dass sich die jetzt auf 
ihre Situation aufmerksam machenden betroffenen Anwohnerinnen und Anwohner in den letzten 
50 Jahren besonders dafür eingebracht hätten oder dadurch aufgefallen wären, ersichtliche 
Probleme durch wertvolle, konstruktive, nachvollziehbare Ideen und Problemlösungsanträge/-
vorschläge zu verbessern.  
Hinsichtlich einer Öffnung des Planungsgebietes in Richtung Kleinerlbacher Weg wird zum einen 
befürchtet, dass dies zu einer präferierten Verbindung werden würde, wobei auch die Frage 
gestellt wird, wem diese Verbindung nützen würde. Insgesamt wird mit einem zukünftig deutlich 
ruhigeren Verkehr gerechnet, auch mit geräuschärmeren Fahrzeugtüren, in einem ohnehin bereits 
übergreifend als Tempo 30 Zone ausgewiesenen Quartier. 
 
 
A.33 Stellungnahme Privatperson 33: 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Der zu erwartende Baustellenverkehr stellt mit Sicherheit eine Belästigung der Anlieger dar, ist 
aber unvermeidlich und seitens der Anlieger zu tolerieren. Beschädigungen von Häusern sollen im 
Zuge von Baumaßnahmen nicht entstehen, wären Sache der ausführenden und planenden Firmen 
und können nicht im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens abgewendet werden. 
Mit der sog. „Ostspange“ hat sich der Stadtrat mehrfach und vor allem intensiv bei Beratung und 
Verabschiedung des Verkehrskonzeptes und bei Behandlung der umfangreichen 
Bürgereinwendungen befasst. Hierbei hat sich klar herausgestellt, dass eine nicht allzu große 
Entlastungswirkung oder durch die Durchgängigkeit eventuell sogar entstehende Mehrbelastung 
der Paracelsusstraße und Sauerbruchstraße nur mit einer erheblichen Landschaftszerschneidung, 
massiven Eingriffen in die vorhandene Topographie, Beseitigung von bestehenden Grünstrukturen, 
unangemessenen finanziellen Aufwendungen und Belastungen für das Baugebiet Klinger 
einhergehen würde und daher mehrfach mit klarer Mehrheit beschlossen, die „Ostspange“ nicht 
weiter zu verfolgen. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 0   
 
 
A.34 Stellungnahme Privatperson 34: 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Die Parkierungssituation in der Sauerbruchstraße wird seitens der Stadt überprüft und 
gegebenenfalls ist in weiteren Straßenbereichen das Parken zu untersagen.  
Grundsätzlich gilt die Stellplatzsatzung der Stadt Neustadt sowie Artikel 47 der Bayerischen 
Bauordnung (BayBO), nach dem für bauliche Anlagen „Stellplätze in ausreichender Zahl und 
Größe und in geeigneter Beschaffenheit herzustellen“ sind. Nach einem Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichtshofs (BVerwG Urt. V. 19.9.2004 -4C 5.03,ZfBR 2005,285,286) dienen 
die öffentlichen Straßen, Wege und Plätze dem fließenden Verkehr und sind nicht dazu bestimmt, 
auch den ruhenden Verkehr aufzunehmen. Diesem Ziel dient auch die durch die BayBO 
festgelegte Pflicht, für alle Anlagen, bei denen Zu- und Abfahrtsverkehr zu erwarten ist, die 
erforderlichen Stellplätze auf privaten Grundstücksflächen zu schaffen (BayVerfGH E.v.26.3.1991 
– Vf.42-VI-90, BayVBl. 1991,431 = NVwZ 1992,160). Auch wenn in den letzten Jahren der Aspekt 
des Ablösens der Stellplatzverpflichtung gegenüber einer Gemeinde oder Stadt in den 
Vordergrund gerückt ist, bleiben oben genannte Grundsätze bestehen. 
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Die Benutzbarkeit der Sauerbruchstraße für den täglichen Verkehr muss gegeben sein, bereits 
heute und natürlich auch nach Fertigstellung des Baugebietes. Wenn dies nur durch die 
Unterbindung des Parkens auf beiden Seiten der Straße möglich ist, wird dies die Stadt tun 
müssen.  
Bei der Verkehrszählung handelt es sich um eine 24-stündige Zählung durch ein auf 
Verkehrszählungen spezialisiertes Unternehmen. Von Anliegern stammende Erzählungen werden 
seitens der Stadt kritisch gesehen und befinden sich oftmals hart an der Grenze zur 
Unsachlichkeit. Auch der Artikel in der FLZ vom 22.8.22 stellte lediglich ein Meinungsbild von 
Anwohnern dar, dies aber in einer Form, die nicht nur Kritik übte, sondern die Fachkompetenz der 
Planer und Gutachter massiv in Zweifel zog. Seitens der Stadt werden Fachunternehmen, die 
täglich Verkehrszählungen durchführen, nicht hinsichtlich ihres Fachwissens überprüft, diese 
Kompetenz ist Voraussetzung.  
Auf die Stellungnahme des Unternehmens GEOVISTA im Rahmen des Verkehrsgutachtens  
(S.6 des Erläuterungsberichtes) wird verwiesen. 
 
Sofern die Sauerbruchstraße durch parkende Anlieger beeinträchtigt wird, muss zukünftig 
verkehrstechnische Konsequenzen haben, ändert aber nichts an der Notwendigkeit der 
Realisierung des Baugebietes „Auf der Höhe III“. Die Befahrbarkeit der Paracelsusstraße in Höhe 
der Klinik ist in jedem Fall gegeben, mit dem neuen Mitarbeiterstellplatz ist die Parksituation vor 
der Klinik deutlich entspannter als in früheren Jahren. 
Es wird seitens der Anlieger immer wieder behauptet, die Klinik habe sich vergrößert, seitens der 
Klinikleitung wird regelmäßig darauf hingewiesen, dass die Bettenzahl gleichbleibend bei rund 200 
liegt, von einer signifikanten Erweiterung also nicht die Rede sein kann. Trotz alledem sind wie 
bei anderen Einrichtungen auch immer betriebliche Umstrukturierungen möglich und auch 
zulässig. 
Die Situation in der Paracelsusstraße war 1979 – also vor 45 Jahren – sicher eine andere als 
heute. Es wird erneut auf den Flächennutzungs- und Landschaftsplan von 1996 und die 
5. Änderung des FNP im Jahr 2006 hingewiesen, die die heutigen Entwicklungen bereits 
einleiteten. 
Die Entwässerungsplanung ist bei den Kommunalbetrieben in Bearbeitung und Gegenstand der 
späteren Erschließungsplanung. Im Bebauungsplan werden Flächen für 
Regenwasserrückhaltungen vorgesehen. 
Mit der sog. „Ostspange“ hat sich der Stadtrat mehrfach und vor allem intensiv bei Beratung und 
Verabschiedung des Verkehrskonzeptes und bei Behandlung der umfangreichen 
Bürgereinwendungen befasst. Hierbei hat sich klar herausgestellt, dass eine nicht allzu große 
Entlastungswirkung oder durch die Durchgängigkeit eventuell sogar entstehende Mehrbelastung 
der Paracelsusstraße und Sauerbruchstraße nur mit einer erheblichen Landschaftszerschneidung, 
massiven Eingriffen in die vorhandene Topographie, Beseitigung von bestehenden Grünstrukturen, 
unangemessenen finanziellen Aufwendungen und Belastungen für das Baugebiet Klinger 
einhergehen würde und daher mehrfach mit klarer Mehrheit beschlossen, die „Ostspange“ nicht 
weiter zu verfolgen. 
Die Ergänzung des Planungsgebietes Paracelsusstraße/ Sauerbruchstraße wird seitens der Stadt 
nicht als „halbe Sache“ gesehen, sondern stellt die Abrundung einer Ende der 70er Jahre 
abgebrochenen Siedlungsentwicklung dar. 
Die Stadt geht davon aus, dass die bestehenden Verkehrswege sowie die geplanten 
Ertüchtigungen und Verknüpfungen den Verkehr des Quartiers bewältigen werden.  
Die Zeichen der Zeit weisen klar in die Richtung von Fahrzeugen, die ohne fossilen Brennstoff 
betrieben werden. Das Verbot von Neuzulassungen von Fahrzeugen mit Verbrennungsmotor im 
Jahr 2035 zeigt, welche Entwicklung in den nächsten Jahren stattfinden wird. Ein Zurück wird es 
dabei nicht geben. Ob es zu der parallel gewünschten Reduzierung des Individualverkehrs kommt, 
vermag im Moment niemand zu sagen, jedoch ist die Nachfrage nach E-bikes ungebrochen und 
kann schon seit einiger Zeit kaum oder schleppend bedient werden.  
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 17  Nein 0   
SRM Martin Hufnagel und Dritter Bürgermeister Peter Holzmann waren bei diesem Beschluss 
abwesend. 
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A.35 Stellungnahme Privatperson 35: 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Über die Sauerbruchstraße wird lediglich der bisherige Bestand plus die südliche Straße des 
Neubaugebietes erschlossen. Die weitere Hälfte des Baugebietes „Auf der Höhe III“ wird über die 
Paracelsusstraße angefahren werden. Es kommt also keinesfalls zu einer Überlastung der 
Sauerbruchstraße, dieser Anteil muss aber allen Anliegern zugemutet werden.  
Mit der sog. „Ostspange“ hat sich der Stadtrat mehrfach und vor allem intensiv bei Beratung und 
Verabschiedung des Verkehrskonzeptes und bei Behandlung der umfangreichen 
Bürgereinwendungen befasst. Hierbei hat sich klar herausgestellt, dass eine nicht allzu große 
Entlastungswirkung oder durch die Durchgängigkeit eventuell sogar entstehende Mehrbelastung 
der Paracelsusstraße und Sauerbruchstraße nur mit einer erheblichen Landschaftszerschneidung, 
massiven Eingriffen in die vorhandene Topographie, Beseitigung von bestehenden Grünstrukturen, 
unangemessenen finanziellen Aufwendungen und Belastungen für das Baugebiet Klinger 
einhergehen würde und daher mehrfach mit klarer Mehrheit beschlossen, die „Ostspange“ nicht 
weiter zu verfolgen. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 17  Nein 0   
SRM Martin Hufnagel und Dritter Bürgermeister Peter Holzmann waren bei diesem Beschluss 
abwesend. 
 
 
A.36 Stellungnahme Privatperson 36: 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Die Benutzbarkeit der Sauerbruchstraße für den täglichen Verkehr muss gegeben sein, bereits 
heute und natürlich auch nach Fertigstellung des Baugebietes. Wenn dies nur durch die 
Unterbindung des Parkens auf beiden Seiten der Straße möglich ist, wird dies die Stadt tun 
müssen.  
Grundsätzlich gilt die Stellplatzsatzung der Stadt Neustadt sowie Art.47 BayBO (Bayerischen 
Bauordnung), nach dem für bauliche Anlagen „Stellplätze in ausreichender Zahl und Größe und in 
geeigneter Beschaffenheit herzustellen“ sind. Nach einem Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichtshofs (BVerwG Urt. V. 19.9.2004 -4C 5.03,ZfBR 2005,285,286) dienen 
die öffentlichen Straßen, Wege und Plätze dem fließenden Verkehr und sind nicht dazu bestimmt, 
auch den ruhenden Verkehr aufzunehmen. 
Die Situation im Mühlgründlein wurde im Vorfeld von den Anliegern als eines der zentralen 
Probleme dargestellt, deshalb setzte sich das mit dem Verkehrskonzept beauftrage Büro Strunz 
mit dieser Situation auseinander, ebenso mit dem Gehweg an der Kleinerlbacher Ortstraße. 
Die Bezeichnung „Fremdfirma“ ist der unsachliche Versuch, das Planungsbüro zu diskreditieren, 
ohne die Zusammenhänge zu erkennen. 
Die Information, es seien weitere Baugebiete im Gespräch, deren Verkehr über die 
Paracelsusstraße geführt werden soll, ist falsch.  
Mit der sog. „Ostspange“ hat sich der Stadtrat mehrfach und vor allem intensiv bei Beratung und 
Verabschiedung des Verkehrskonzeptes und bei Behandlung der umfangreichen 
Bürgereinwendungen befasst. Hierbei hat sich klar herausgestellt, dass eine nicht allzu große 
Entlastungswirkung oder durch die Durchgängigkeit eventuell sogar entstehende Mehrbelastung 
der Paracelsusstraße und Sauerbruchstraße nur mit einer erheblichen Landschaftszerschneidung, 
massiven Eingriffen in die vorhandene Topographie, Beseitigung von bestehenden Grünstrukturen, 
unangemessenen finanziellen Aufwendungen und Belastungen für das Baugebiet Klinger 
einhergehen würde und daher mehrfach mit klarer Mehrheit beschlossen, die „Ostspange“ nicht 
weiter zu verfolgen. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 17  Nein 0   
SRM Martin Hufnagel und Dritter Bürgermeister Peter Holzmann waren bei diesem Beschluss 
abwesend. 
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A.37 Stellungnahme Privatperson 37: 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Bei Durchführung der öffentlichen Auslegung waren sowohl die Verkehrszahlen aus 2018 und die 
Verkehrszahlen aus 2021 zugänglich (Auslegung bzw. auf der Homepage der Stadt eingestellt). 
Die Lage der Bebauungspläne in unmittelbarerer Nachbarschaft, an einer Erschließungsstraße 
(Paracelsusstraße) schließt eine Ermittlung der Verkehre in Form von jeweils eigenen 
Verkehrserhebungen aus. Wollte man dem Einwand folgen, würden drei identische 
Verkehrserhebungen durchgeführt werden. Dies würde inhaltlich keinen Sinn ergeben. Mit den 
vorliegenden Daten konnte für die drei Bebauungspläne eine aussagekräftige schalltechnische 
Untersuchung erstellt werden. In den Lärmkarten sind alle in den Geltungsbereichen liegenden 
und auch über den Geltungsbereich hinausgehende Gebäude mit den jeweiligen 
Lärmeinwirkungen dargestellt. Das Abwägungsmaterial ist eindeutig und auch für den Laien gut 
erkennbar aufbereitet. 
Hinsichtlich der Verwendung des nicht aktualisierten Entwurfs im Bebauungsplan Nr. 61 wird das 
Lärmgutachten überarbeitet und in korrigierter Form den Bebauungsplänen zugrunde gelegt. 
Allerdings wird bereits jetzt darauf hingewiesen, dass die Veränderung der Anzahl der 
Wohneinheiten derart marginale Änderungen mit sich bringen wird und das gutachterliche 
Ergebnis der schallschutztechnischen Bewertung so eindeutig von einer Zulässigkeit der im 
Verfahren befindlichen Planung ausgeht, dass dieser Schritt die Erstellung eines Gutachtens um 
des Gutachtens willen darstellt. 
Die Verkehrserhebung von 2018 fand in Vorbereitung der damaligen Planung des 
Bebauungsplanes Nr. 61 statt. Die Aufstellungsbeschlüsse zu BP Nr.68 und BP Nr.79 waren zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht gefasst. Deshalb wurde eine neue Verkehrszählung am 22.7.2021 
von der Firma GEOVISTA durchgeführt, welche den Berechnungen der schalltechnischen 
Untersuchung und auch dem Verkehrsgutachten zugrunde liegt. 
Der Kritikpunkt, wonach es für den Verkehr nördlich des Krankenhauses nur einen Messpunkt auf 
der Paracelsusstraße gab und keinen separaten Messpunkt in der Sauerbruchstraße, wird 
zurückgewiesen. Die Verkehrszählungen in Vorbereitung der schalltechnischen Untersuchungen 
wurden erstellt, um zu klären, ob durch die geplante Zunahme von Gebäuden und damit von 
Verkehr Verhältnisse entstehen, die Belastungen über den gesetzlich zulässigen Grenzwerten 
darstellen. 
Der ganze Bereich der nördlichen Paracelsusstraße inklusive der Sauerbruchstraße, der 
Virchowstraße und der Semmelweisstraße weist im Bestand (Nullfall) eine stündliche 
Verkehrsbelastung von 55 Fahrten zur Tagzeit (6.00-22.00 Uhr) und 4 Fahrten in der Nachtzeit 
(22.00 – 6.00 Uhr) auf. Im Planfall (der noch leicht zu korrigieren sein wird) werden je Stunde 80 
Fahrten tags und 6 Fahrten nachts errechnet.  
In den Karten auf S. 39 und S. 40 des Gutachtens werden alle Gebäude, auch die der 
Sauerbruchstraße, mit ihren Lärmeinwirkungen für den Nullfall und den Planfall mit Tages- und 
Nachtwerten dargestellt, so dass jeder Hausbesitzer für sein Haus ablesen kann, wie seine 
Schallsituation konkret aussieht. Damit war eine ausreichende Datenlage für die Abwägung 
gegeben, die Korrektur hinsichtlich der geänderten Anzahl der Wohngebäude muss noch 
eingearbeitet bzw. ergänzt werden, aber zu keinem anderen Ergebnis führen. 
Das Verkehrsgutachten wurde parallel mit den Bebauungsplänen entwickelt und vor der 
Auslegung der Bebauungspläne der Öffentlichkeit zur Stellungnahme zur Verfügung gestellt. Ein 
Verkehrsstrategisches Konzept unterliegt nicht den Auslegungspflichten wie ein Bauleitplan, die 
Stadt hatte diesen Verfahrensschritt trotzdem vollzogen. Es ist schleierhaft, wie in der Einwendung 
sinngemäß behauptet werden kann, die Bevölkerung habe sich nicht äußern können und dann auf 
einmal 38 Stellungnahmen vorlagen, die der Stadtrat am 31.05.2023 beschlussmäßig zu 
behandeln hatte. 
Das Büro GEOVISTA hat die Verkehrszählung am 22.7.2021 im Auftrag der Stadt durchgeführt. 
Bereits zur Veröffentlichung des Verkehrsgutachtens erläuterte das Büro die Vorgehensweise und 
den Umgang mit Corona-Zahlen. Repräsentative Zählungen finden in der Regel immer außerhalb 
der Schulferien an einem Dienstag, Mittwoch oder Donnerstag statt. Die Zähldauer reicht von 2 x 4 
Stunden über 13, 14 und 16 Stunden bis hin zu 24 Stunden. Die Erfahrungen beim Vergleich von 
mehrtägigen Erhebungen haben gezeigt, dass sich die Daten der einzelnen Zähltage nur 
geringfügig voneinander unterscheiden. Das heißt, die Relation zwischen den höheren Kosten für 
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längere oder mehrtägige Zählungen und dem Gewinn einer möglicherweise größeren 
Aussagekraft der Daten steht in keinem Verhältnis zueinander. 
Auch mögliche coronabedingte Effekte sind nach allgemeiner Fachmeinung vernachlässigbar. Das 
haben auch die in der Regel alle 5 Jahre stattfindenden bundesweiten Verkehrszählungen an 
klassifizierten Straßen bestätigt. Turnusgemäß hätten diese Zählungen im Jahr 2020 durchgeführt 
werden sollen. Diese Aktion wurde wegen der Hochphase der Corona-Pandemie abgesagt und auf 
2021 verschoben. Laut Aussage der zuständigen Verwaltungen hatte sich der Straßenverkehr im 
Vergleich zu 2020 im Jahr 2021 wieder weitgehend normalisiert. Daher können auch unter diesem  
Gesichtspunkt die Zählungen der Firma GEOVISTA vom 22.07.2021 als repräsentativ gelten. Mit 
der sog. „Ostspange“ hat sich der Stadtrat mehrfach und vor allem intensiv bei Beratung und 
Verabschiedung des Verkehrskonzeptes und bei Behandlung der umfangreichen 
Bürgereinwendungen befasst. Hierbei hat sich klar herausgestellt, dass eine nicht allzu große 
Entlastungswirkung oder durch die Durchgängigkeit eventuell sogar entstehende Mehrbelastung 
der Paracelsusstraße und Sauerbruchstraße nur mit einer erheblichen Landschaftszerschneidung, 
massiven Eingriffen in die vorhandene Topographie, Beseitigung von bestehenden Grünstrukturen, 
unangemessenen finanziellen Aufwendungen und Belastungen für das Baugebiet Klinger 
einhergehen würde und daher mehrfach mit klarer Mehrheit beschlossen, die „Ostspange“ nicht 
weiter zu verfolgen. 
Die Anbindung an den ÖPNV ist primär für die Klinik und die Arztpraxen zu untersuchen, hierdurch 
würden sich auch Verbesserungen für die Wohngebiete im Umfeld ergeben. Es ist nach 
Auffassung des Stadtrates unabdingbar, die Paracelsusstraße und die Sauerbruchstraße durch 
den im Baugebiet „Auf der Höhe III“ geplanten Ringschluss zu verbinden, um einen Bus durch das 
neue Wohnquartier fahren zu lassen. 
Die schalltechnischen Untersuchungen basieren auf der Verkehrszählung vom 22.7.2021. Es kann 
nicht die Rede davon sein, dass die Sauerbruchstraße nicht berücksichtigt wurde (siehe 
Lärmkarten S. 39 und S. 40). Die schalltechnische Untersuchung ist dahingehend zu korrigieren, 
dass die zuletzt geplante Anzahl von Wohnhäusern (statt 41 sollen 62 Wohngebäude entstehen) 
zu Grunde zu legen ist.  
Die Oberflächen- und Schmutzwasserableitung des Wohngebietes ist Gegenstand der Planungen 
des Kommunalunternehmens und ist dort in Bearbeitung. Im Bebauungsplan werden ausreichend 
bemessene Flächen für Rückhaltebauwerke festgesetzt. 
Die Entwicklung eines vergleichsweise kleinen Wohnbaugebietes als Abrundung eines 
bestehenden Siedlungsbereichs mit rund 4 ha kann keinesfalls als Bau eines neuen Stadtgebiets 
bezeichnet werden. Die beiden anderen Bebauungspläne können nicht als Neuplanungen 
angesehen werden. Das Klinikareal ist Bestand, samt Ärztehaus, psychatrischer Tagespflege und 
neu errichtetem OP-Bereich mit Rettungswache. Die BRK Geschäftsstelle besteht ebenfalls, so 
dass die Struktur des Quartiers besteht bzw. erhalten bleibt und in beiden Bereichen Ergänzungen 
erfolgen. 
§ 13b BauGB bezieht sich in Abs.1 hinsichtlich der Größe der Grundfläche auf § 13a Abs. 1 Satz 2 
BauGB, der auf eine Ermittlung der Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) abstellt. Danach ist die zulässige Grundfläche als jener Anteil 
des Grundstücks zu ermitteln, der von baulichen Anlagen überdeckt werden darf. Im Entwurf des 
Bebauungsplanes werden sowohl die Grundflächen der Wohngebäude als auch jene der 
Garagen/Nebengebäude mit Angabe der zulässigen maximalen Größe festgesetzt. Die 
beiliegende Flächenberechnung weist nach, dass die Addition aller zulässigen Grundflächen nach 
§ 19 Abs.2 BauNVO mit 9.407 m² die Grenze der zulässigen 10.000 m² unterschreitet. Damit 
wurden die Voraussetzungen des § 13 b BauGB erfüllt. Es ist nicht nachvollziehbar, wie in der 
Einwendung grundlegend fehlerhaft die Begriffe „Geltungsbereich“ mit „Grundfläche“ verwechselt 
werden können. 
Das Verfahren nach § 13b BauGB ist nicht mehr anwendbar, dies aber nicht aufgrund der 
unsachgemäßen Aussagen in der Einwendung, sondern aufgrund der Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichtes. 
Der (vermeintliche) Logik, ältere Mitbürger ohne Internetzugang wären nicht in der Lage die im 
Bebauungsplan aufgeführte Stellplatzsatzung einzusehen, kann nicht gefolgt werden. Ohne 
Internetzugang kann auch der auf der Website der Stadt Neustadt offengelegte 
Bauungsplanentwurf nicht eingesehen werden. Die Mitbürger ohne Internetzugang müssen den 
seit Jahrzehnten üblichen Weg der Einsichtnahme in Bauleitpläne während der Dienststunden im 
Rathaus nehmen. Dort können ihnen auch die anderen Regelwerke oder Vorschriften vorgelegt 
werden. Es wird als diskriminierend angesehen, dass der Einwendungsführer vermutet, „ältere“ 
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Mitbürger hätten keinen Internetzugang. Die Veröffentlichungen der zuständigen Behörden zeigen 
ein komplett anderes Bild. 
Die Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (SaP) wurde zu einem frühen Zeitpunkt der Planung 
(Umgriff der ersten Fassung) beauftragt. Sie muss aufgrund des geänderten Umgriffs und auch 
aufgrund des seitens der UNB gewünschten höheren Detailierungsgrades aktualisiert und ergänzt 
werden. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung, die nicht ohnehin bereits geboten ist, 
insbesondere der Überleitung des Bebauungsplanes ins Regelverfahren. 
 

Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 0   
 
 
B. Behandlung der Stellungnahmen aus der Behördenbeteiligung: 
 
B.1 Stellungnahme des Kreisbrandmeisters vom 07.08.2022: 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Das Hydrantennetz wird zu einem späteren Zeitpunkt Gegenstand der Erschließungsplanung sein. 
Die Belastbarkeit der Straßen bzw. deren Breite zwischen 5,50 und 6,50 m ist für eine 
Erreichbarkeit mit Feuerwehrfahrzeugen ausreichend dimensioniert, ebenso sind keine Gebäude 
geplant, die mehr als 50 m von öffentlichen Flächen entfernt sind. Die sonstigen Inhalte der 
Stellungnahme beziehen sich auf bauordnungsrechtliche Belange. 
Die Stellungnahme führt zu keiner Änderung der Planung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 18  Nein 0 
SRM Alfred Tilz war bei diesem Beschluss wegen persönlicher Befangenheit ausgeschlossen. 
 
 
B.2 Stellungnahme der Regierung von Mittelfranken vom 22.09.2022: 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Die Begründung des Bebauungsplanes ist hinsichtlich des Bedarfs an neuen wohnbaulichen 
Siedlungsflächen zu ergänzen. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 0 
 
 
B.3 Stellungnahme der N-ergie Netz GmbH vom 18.08.2022: 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Die Hinweise zu den Schutzabständen zwischen Baumstandorten und Versorgungsleitungen sind 
in den Bebauungsplan aufzunehmen. 
 
Abstimmungsergebnis Ja  19 Nein 0 
 
 
B.4 Stellungnahme der Deutschen Telekom Technik vom 18.08.2022: 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Die technischen Anforderungen der Telekom sind bei der Erschließungsplanung des Baugebietes 
zu beachten. 
 
Abstimmungsergebnis Ja  19 Nein 0 
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B.5 Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes Ansbach vom 31.08.2022: 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Die Oberflächen- und Schmutzwasserableitung des Wohngebietes ist Gegenstand der Planungen 
des Kommunalunternehmens und ist dort in Bearbeitung. Im Bebauungsplan werden ausreichend 
bemessene Flächen für Rückhaltebauwerke festgesetzt. 
Die Anforderungen zum Schutz vor Starkregenereignissen sind bei der Kanal- und 
Erschließungsplanung zu berücksichtigen. Hierzu stimmen sich die Kommunalbetriebe direkt mit 
dem Wasserwirtschaftsamt ab. Die fachlichen Hinweise zu Erdwärme, zu Altlasten und zur 
Wasserversorgung werden zur Kenntnis genommen. 
 
Abstimmungsergebnis Ja  19 Nein 0 
B.6 Stellungnahme des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Fürth-Uffenheim 
vom 01.09.2022: 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Die (mittlerweile notwendige) Planung von Ausgleichflächen ist Gegenstand des weiteren 
Verfahrens, hierzu wird das Amt, wie die sonstigen Träger öffentlicher Belange auch, im erneuten 
Auslegungsverfahren gehört werden. 
 
Abstimmungsergebnis Ja  19 Nein 0 
 
 
B.7 Stellungnahme des Bayerischen Landesamtes für Denkmalpflege vom 06.09.2022: 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Im Bebauungsplan ist unter „Hinweise“ ein Abschnitt zu den denkmalschutzrechtlichen 
Vorschriften aufzunehmen. 
 
Abstimmungsergebnis Ja  19 Nein 0 
 
 
B.8 Stellungnahme der Kommunalbetriebe Neustadt a.d.Aisch AöR vom 21.09.2022: 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Die Hinweise der Kommunalbetriebe werden zur Kenntnis genommen, sind nach Auffassung des 
Stadtrates zunächst einmal durch die Kommunalbetriebe im Zuge der Entwässerungsplanung 
selbst zu beachten. 
Wie vom Stadtrat am 10.01.2024 im Zuge der Behandlung der Stellungnahmen zum 
Bebauungsplan Nr. 68 „Klinik“ beschlossen und dem KU mitgeteilt, werden 
Entwässerungsplanungen für das Wohngebiet und die Klinik angestrebt, die unabhängig 
voneinander funktionieren. Dabei werden die Kommunalbetriebe Neustadt a.d.Aisch nicht als 
Träger öffentlicher Belange, sondern als Plangeber gesehen. 
 
Abstimmungsergebnis Ja  19 Nein 0 
 
B.9 Stellungnahme des Bund Naturschutz in Bayern e.V. vom 23.09.2022: 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Der Stadtrat hat sich mit der verkehrlichen Situation im östlichen Stadtgebiet intensiv und 
ausführlich bei der Erstellung des Verkehrskonzeptes befasst und Beschlüsse zur Umsetzung bzw. 
Nichtumsetzung von Maßnahmenvorschlägen getroffen. 
Die Erhaltung des Gehölzbestandes auf der Flurnummer 2478/4 sind den Mehraufwendungen bei 
der Erschließung (Kanal, Wasserleitung, Straßenführung) und dem Verlust von Bauflächen 
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gegenüberzustellen. Gegenstand der weiteren Planung wird eine Kompensation des abgehenden 
Grünbestandes sein. 
Der Stadtrat nimmt zur Kenntnis, dass der Bund Naturschutz die Festsetzungen zur Energie- und 
Wassereinsparung sowie zur Gartengestaltung begrüßt, jedoch sollte es zu keiner 
Überreglementierung kommen. Die Festsetzung, dass Zäune 15 cm Bodenabstand haben 
müssen, ist beispielsweise bei der Einzäunung von Freiflächenphotovoltaikanlagen noch 
durchsetzbar, allerdings wird für solch eine Festsetzung im Siedlungsbereich ein 
Nichtvollziehbarkeit anzunehmen sein. Jeder Hundehalter, der sein Grundstück einzäunen möchte, 
wird einen Befreiungsantrag stellen. 
Gleiches gilt für eine eventuelle Festsetzung zur privaten Beleuchtung von Grundstücken, die 
ohnehin im Genehmigungsverfahren nicht prüfbar ist. 
Die Beleuchtung der öffentlichen Straßen und Wege ist keine bauplanungsrechtliche 
Fragestellung, sondern eine gesamtpolitische. Mit diesem Thema hatte sich der Stadtrat bereits 
befasst und temporär eine Nachtabschaltung beschlossen, aber auch wieder zurückgenommen. 
Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung wird aktualisiert. 
Der Hubschrauberlandeplatz der Klinik ist bereits durch Wohnhäuser, die näher an dem 
Landeplatz liegen als das geplante Wohngebiet, faktisch nur eingeschränkt nutzbar. Des Weiteren 
lässt die nur sporadische Nutzung des Landeplatzes keine Beeinträchtigungen erwarten, die 
signifikante Auswirkungen auf die Wohnbevölkerung haben könnte. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 17  Nein 2   
 
 

B.10 Stellungnahme des Landratsamtes Neustadt a.d.Aisch – Bad Windsheim vom 
27.09.2022: 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Die Hinweise zur Anwendbarkeit des § 13 b BauGB sind durch die Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichtes obsolet. 
 
Die artenschutzrechtlichen Untersuchungen wurden im Sommer 2023 bzw. Frühjahr 2024 
aktualisiert bzw. erweitert. Der Stadtrat nimmt, wie in allen anderen Bebauungsplanverfahren auch, 
die artenschutzrechtlichen Belange sehr ernst und hat bislang alle geforderten Gutachten erbracht. 
Hier in diesem Fall muss der Naturschutzbehörde entgegengehalten werden, dass die unbeirrbar 
und ohne jegliche fachlich fundierte Nachweise vorgebrachte Forderung, ein Gutachten zum 
Vorkommen der Knoblauchkröte zu verlangen, das Übermaßverbot für behördliche Forderungen 
übersteigt. Die Tatsache, dass in der Luftlinie von 500 m zwischen dem geplanten Baugebiet „Auf 
der Höhe III“ und dem potentiellen Laichgewässer das Baugebiet „Klinger I“ liegt, wurde ebenso 
bewusst ausgeblendet wie die Tatsache, dass die Fahndung nach Knoblauchkröten im 
Krankenhausareal ebenso erfolglos blieb. 
Die mit sehr großem finanziellen und personellen Aufwand organisierten Untersuchungen im April 
bzw. Mai 2024 führten zum Ergebnis: „Anzahl der im Baugebiet „Auf der Höhe III“ entdeckten 
Knoblauchkröten: Null“. 
Die Hinweise zur Grünordnung und zum Gewässer- und Bodenschutz werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 17  Nein 2   
 
 

C. Beschluss zum weiteren Verfahren: 
 
C.1 Überleitung des Verfahrens: 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 

Das Bebauungsplanverfahren Nr. 61 „Auf der Höhe III“ wird aufgrund der Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichtes zum § 13 b BauGB künftig im Regelverfahren weitergeführt. 
 

Abstimmungsergebnis Ja  19 Nein 0 
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C.2 Einstufung des bisherigen Verfahrens: 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Die im August / September 2022 durchgeführte öffentliche Auslegung des 
Bebauungsplanentwurfes wird als vorgezogene Beteiligung im Sinne des § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 
BauGB gewertet. 
 
Abstimmungsergebnis Ja  19 Nein 0 
 
C.3 Weiterführung des Verfahrens: 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Der Bebauungsplanentwurf ist wie die Fachgutachten unter Beachtung der getroffenen Beschlüsse 
weiter zu entwickeln und dem Stadtrat zur erneuten Billigung vorzulegen. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 0   
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Beschluss: 
 
Belange der Stadt Neustadt a.d.Aisch werden durch die Planung nicht berührt. Einwände werden 
nicht erhoben. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 18  Nein 0  Anwesend 18   


